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1. Instanz

Aktenzeichen S 1 R 260/94
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2. Instanz

Aktenzeichen L 2 RA 177/01
Datum 02.12.2003

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung des KlÃ¤gers wird das Urteil des Sozialgerichts Frankfurt (Oder)
vom 18. Juli 1995 geÃ¤ndert. Der Bescheid vom 12. August 1994 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 23. November 1994 wird insoweit aufgehoben, als
darin die als "Entgelt nach AAÃ�G" ausgewiesenen Arbeitsentgelte als verbindlich
festgestellt werden. Im Ã�brigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen. Der Beklagte
hat dem KlÃ¤ger 4/5 der auÃ�ergerichtlichen Kosten des Rechtsstreits zu erstatten.
Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Urteil: Der KlÃ¤ger begehrt von der Beklagten die BerÃ¼cksichtigung hÃ¶herer als
die begrenzten Jahreswerte, die sich nach Â§ 6 Abs. 2 i. V. m. den Anlagen 4, 5 und
8 Anspruchs- und AnwartschaftsÃ¼berfÃ¼hrungsgesetz (AAÃ�G) in der Fassung
des Gesetzes zur ErgÃ¤nzung der RentenÃ¼berleitung (RÃ¼-ErgG) vom 24. Juni
1993 im Zeitraum vom 01. Mai 1952 bis 30. April 1974 mit Ausnahme des Jahres
1970 ergeben, auch fÃ¼r eine Zeit vor dem 01. Juli 1993.

Der KlÃ¤ger ist der Sohn und einziges Kind der M. S. (Berechtigte), mit der er zur
Zeit ihres Todes am 07. November 2001 in einem gemeinsamen Haushalt lebte. Die
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Berechtigte war die Witwe des im MÃ¤rz 1924 geborenen und am 04. Mai 1986
verstorbenen F. S., der vom 01. Mai 1949 bis 30. April 1974 AngehÃ¶riger der
Deutschen Volkspolizei, zuletzt im Range eines Hauptmannes im Bezirk Frankfurt
(Oder), war. Sie bezog seit Juni 1986 Witwenrente.

Mit Bescheid vom 12. August 1994 stellte das PolizeiprÃ¤sidium Frankfurt (Oder) die
Zeit vom 01. Mai 1952 bis 30. April 1974 als Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zum
Sonderversorgungssystem des Ministeriums des Innern (VSO-MdI) sowie die
wÃ¤hrend dieser Zeit tatsÃ¤chlich erzielten Arbeitsentgelte in voller HÃ¶he fest.
Gleichzeitig wies es begrenzte Jahreswerte, bezeichnet als "Entgelt nach AAÃ�G",
aus. Es heiÃ�t insoweit wÃ¶rtlich: Von den in der Entgeltbescheinigung
aufgefÃ¼hrten Zeiten war das tatsÃ¤chliche Entgelt nach Â§ 6 AAÃ�G fÃ¼r
folgende ZeitrÃ¤ume zu begrenzen: Zeitraum vom 01. Mai 1952 bis 30. April 1974
(auÃ�er 1970). Der RentenversicherungstrÃ¤ger sei nach Â§ 8 Abs. 5 Satz 2 AAÃ�G
an diese Angaben gebunden.

Den dagegen eingelegten Widerspruch wies das PolizeiprÃ¤sidium Frankfurt (Oder)
mit Widerspruchsbescheid vom 23. November 1994 zurÃ¼ck.

Die dagegen am 09. Dezember 1994 erhobene Klage wies das Sozialgericht
Frankfurt (Oder) nach Beiladung der Bundesversicherungsanstalt fÃ¼r Angestellte
mit Urteil vom 18. Juli 1995 zurÃ¼ck.

Gegen das ihrem ProzessbevollmÃ¤chtigten am 20. November 1995 zugestellte
Urteil richtet sich die am 06. Dezember 1995 eingelegte Berufung der Berechtigten.

Mit Bescheid vom 16. Juni 1997 verfÃ¼gte das PolizeiprÃ¤sidium Frankfurt (Oder),
dass mit Wirkung ab 01. Januar 1997 die Zeiten vom 01. Mai 1952 bis 31. Dezember
1959, 01. Januar 1968 bis 31. Dezember 1969 und 01. Januar 1971 bis 31.
Dezember 1972 nicht mehr begrenzt werden. In den Zeiten vom 01. Januar 1960 bis
31. Dezember 1967 und 01. Januar 1973 bis 30. April 1974 wÃ¼rden die
tatsÃ¤chlich erzielten Arbeitsentgelte die in Â§ 6 Abs. 1 i. V. m. Anlage 3 AAÃ�G
genannten Werte Ã¼berschritten. Die nach Anlage 3 AAÃ�G genannten Werte seien
in der Spalte "Entgelt nach AAÃ�G" angegeben; ihnen komme jedoch keine
bindende Wirkung fÃ¼r den RentenversicherungstrÃ¤ger zu.

Mit weiterem Bescheid vom 06. September 2001 Ã¤nderte das PolizeiprÃ¤sidium
Frankfurt (Oder) den Bescheid vom 12. August 1994 dahingehend ab, dass der
Bescheid vom 16. Juni 1997 bereits ab 01. Juli 1993 wirksam werde.

Der KlÃ¤ger beantragt nach seinem schriftsÃ¤tzlichen Vorbringen,

das Urteil des Sozialgerichts Frankfurt (Oder) vom 18. Juli 1995 zu Ã¤ndern und den
Beklagten unter Aufhebung des Bescheides vom 12. August 1994 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 23. November 1994 zu verpflichten, die Feststellung,
es lÃ¤gen die tatbestandlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Begrenzung von
Arbeitsentgelten nach Â§ 6 Abs. 2 AAÃ�G vor, auch fÃ¼r den Zeitraum vor dem 01.
Juli 1993 zurÃ¼ckzunehmen, hilfsweise die genannten Bescheide insoweit
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aufzuheben, als darin das als "Entgelt nach AAÃ�G" ausgewiesene Arbeitsentgelt
als verbindlich festgestellt worden ist.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt die angefochtenen Bescheide bezogen auf den Zeitraum vor dem 01. Juli
1993 fÃ¼r rechtmÃ¤Ã�ig.

Die Beigeladene beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes sowie des weiteren
Vorbringens der Beteiligten wird auf den Inhalt der Gerichtsakten und der
beigezogenen Verwaltungsakte des Beklagten [ â�¦)], der Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen ist, Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist teilweise begrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht hat die Klage zu Unrecht in vollem Umfang abgewiesen. Der
Bescheid vom 12. August 1994 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 23.
November 1994 ist teilweise rechtswidrig und verletzt den KlÃ¤ger als
Sonderrechtsnachfolger der Berechtigten in seinen Rechten. Der Beklagte ist nicht
befugt gewesen, die als "Entgelt nach AAÃ�G" ausgewiesenen Arbeitsentgelte
verbindlich festzustellen. Im Ã�brigen hat die Berufung jedoch keinen Erfolg. Der
KlÃ¤ger hat keinen Anspruch darauf, dass die Beklagte die Feststellung, es lÃ¤gen
die tatbestandlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Begrenzung von Arbeitsentgelten
nach Â§ 6 Abs. 2 AAÃ�G vor, mit Wirkung fÃ¼r eine Zeit vor dem 01. Juli 1993
zurÃ¼cknimmt.

Der KlÃ¤ger ist als Sonderrechtsnachfolger aktiv legitimiert. Nach Â§ 56 Abs. 1 Satz
1 Nr. 2 Sozialgesetzbuch Erstes Buch (SGB I) stehen fÃ¤llige AnsprÃ¼che auf
laufende Geldleistungen beim Tod des Berechtigten u. a. den Kindern zu, wenn
diese mit dem Berechtigten zur Zeit seines Todes in einem gemeinsamen Haushalt
gelebt haben. Dies ist der Fall, denn der KlÃ¤ger lebte als einziges Kind der
Berechtigten nach der Auskunft der Stadt FÃ¼rstenwalde vom 09. November 2001
mit ihr in einem gemeinsamen Haushalt. Die angefochtenen Bescheide
begrÃ¼nden zwar keine unmittelbaren AnsprÃ¼che auf laufende Geldleistungen.
Sie sind jedoch Grundlage der der Berechtigten gezahlten Witwenrente. Hat der
KlÃ¤ger somit mit seinem eigentlichen Begehren Erfolg, erhÃ¶ht sich die
Witwenrente, so dass ihm der daraus resultierende Anspruch auf Nachzahlung als
Sonderrechtsnachfolger zusteht. Daraus folgt zugleich seine Rechtsstellung als
Sonderrechtsnachfolger im anhÃ¤ngigen Verfahren.
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Der Senat hat nicht Ã¼ber die Bescheide vom 16. Juni 1997 und 06. September
2001 zu entscheiden, denn diese beschweren den KlÃ¤ger nicht, da sie seinem
Begehren ab 01. Januar 1997 bzw. ab 01. Juli 1993 entsprechen.

Nach Â§ 8 Abs. 1 SÃ¤tze 1 und 2, Abs. 2 AAÃ�G hat der vor der Ã�berfÃ¼hrung der
AnsprÃ¼che und Anwartschaften zustÃ¤ndige VersorgungstrÃ¤ger dem fÃ¼r die
Feststellung der Leistungen zustÃ¤ndigen TrÃ¤ger der Rentenversicherung
unverzÃ¼glich die Daten mitzuteilen, die zur DurchfÃ¼hrung der Versicherung und
zur Feststellung der Leistungen aus der Rentenversicherung erforderlich sind. Dazu
gehÃ¶ren auch das tatsÃ¤chlich erzielte Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen des
Berechtigten oder der Person, von der sich die Berechtigung ableitet, sowie die
Daten, die sich nach Anwendung von Â§Â§ 6 und 7 AAÃ�G ergeben. Der
VersorgungstrÃ¤ger hat dem Berechtigten den Inhalt der Mitteilung nach Â§ 8 Abs.
2 AAÃ�G durch Bescheid bekannt zu geben (Â§ 8 Abs. 3 Satz 1 AAÃ�G).

Die Stellung des Beklagten als VersorgungstrÃ¤ger ergibt sich hierbei aus Â§ 8 Abs.
4 Nr. 2 AAÃ�G. Nach dieser Vorschrift ist VersorgungstrÃ¤ger des
Sonderversorgungssystems des MdI (Anlage 2 Nr. 2 AAÃ�G) der
Funktionsnachfolger gemÃ¤Ã� Art. 13 des Einigungsvertrages (EV). Nach der
Kompetenzordnung des Grundgesetzes, auf die Art. 13 Abs. 2 EV in diesem
Zusammenhang abstellt, haben die LÃ¤nder im Bereich der Polizei sowohl die
Gesetzgebungskompetenz (Art. 70 Abs. 1 Grundgesetz â�� GG â�� ) als auch die
Verwaltungskompetenz (Art. 30 GG). Damit ist das Land sachlich zustÃ¤ndig, in
dessen Gebiet die Verwaltungsstelle gelegen ist, die fÃ¼r den ehemaligen
AngehÃ¶rigen der Deutschen Volkspolizei zustÃ¤ndig war, somit der Beklagte.

Nach Â§ 6 Abs. 2 AAÃ�G in der Fassung des Gesetzes zur ErgÃ¤nzung der
RentenÃ¼berleitung (RÃ¼-ErgG) vom 24. Juni 1993 (BGBl I S. 1038) ist fÃ¼r Zeiten
der ZugehÃ¶rigkeit zu dem Versorgungssystem der Anlage 2 Nr. 2 AAÃ�G, in denen
ein Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen bis zu dem jeweiligen Betrag der Anlage
8 bezogen wurde, den Pflichtbeitragszeiten als Verdienst das erzielte Arbeitsentgelt
oder Arbeitseinkommen hÃ¶chstens bis zu dem jeweiligen Betrag der Anlage 4
zugrunde zu legen. Wurde ein Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen Ã¼ber dem
jeweiligen Betrag der Anlage 8 bezogen, ist den Pflichtbeitragszeiten als Verdienst
der Betrag zugrunde zu legen, der sich ergibt, wenn das Doppelte des den
jeweiligen Betrag der Anlage 8 Ã¼bersteigenden Teils des erzielten Arbeitsentgelts
oder Arbeitseinkommen von dem jeweiligen Betrag der Anlage 4 abgezogen wird,
mindestens jedoch der jeweilige Betrag der Anlage 5; hierbei sind die jeweiligen
BetrÃ¤ge der Anlage 3 nicht zu berÃ¼cksichtigen.

Der Beklagte hat danach zu Recht entschieden, dass die tatbestandlichen
Voraussetzungen des Â§ 6 Abs. 2 AAÃ�G bezÃ¼glich des Zeitraumes vom 01. Mai
1952 bis 30. April 1974 mit Ausnahme des Jahres 1970 vorliegen, da die
tatsÃ¤chlich erzielten Arbeitsentgelte die BetrÃ¤ge der Anlage 4 AAÃ�G
Ã¼berstiegen. Es handelt sich bei dem gesamten Zeitraum vom 01. Mai 1952 bis
30. April 1974 um Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zu dem Versorgungssystem der
Anlage 2 Nr. 2 AAÃ�G. Der KlÃ¤ger gehÃ¶rte von Beginn an dem mit Wirkung vom
01. Januar 1953 geschaffenen Sonderversorgungssystem an. Die Zeit ab 01. Mai
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1952 bis zur EinfÃ¼hrung dieses Versorgungssystems ist ihm ebenfalls zuzuordnen.
Nach Â§ 5 Abs. 2 AAÃ�G gelten auch solche Zeiten als Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zu
diesem Versorgungssystem, die, wenn diese Zeiten, hÃ¤tte das Versorgungssystem
bereits bestanden, in ihm zurÃ¼ckgelegt worden wÃ¤re. Dies ist vorliegend der Fall.

Â§ 6 Abs. 2 AAÃ�G in der o. g. Fassung ist durch das Zweite Gesetz zur Ã�nderung
und ErgÃ¤nzung des Anspruchs- und AnwartschaftsÃ¼berfÃ¼hrungsgesetzes (2.
AAÃ�G-Ã�nderungsgesetz â�� 2. AAÃ�G-Ã�ndG) vom 27. Juli 2001 (BGBl I S. 1939)
nicht fÃ¼r Zeiten vor dem 01. Juli 1993 geÃ¤ndert worden. Nach Art. 13 Abs. 7 Satz
1 erster Halbsatz 2. AAÃ�G-Ã�ndG treten mit Wirkung vom 01. Juli 1993 Â§ 6 Abs. 2
und 3 sowie Anlage 4 und 5 AAÃ�G in der Fassung des AAÃ�G-Ã�ndG vom 11.
November 1996 (BGBl I S. 1674) fÃ¼r Personen in Kraft, fÃ¼r die am 28. April 1999
ein Ã�berfÃ¼hrungsbescheid eines VersorgungstrÃ¤gers â�� wie hier â�� noch
nicht bindend war. Diese Vorschriften, auf denen der Bescheid vom 16. Juni 1997
beruht und die eine Begrenzung des Arbeitsentgelts nur vorsehen, wenn ein solches
mindestens in HÃ¶he des jeweiligen Betrages der (dortigen) Anlage 4 AAÃ�G
bezogen wurde, sind somit durch das 2. AAÃ�G-Ã�ndG nicht fÃ¼r eine Zeit vor dem
01. Juli 1993 in Kraft gesetzt worden.

Â§ 6 Abs. 2 AAÃ�G in der o. g. Fassung ist auch nicht verfassungswidrig, wie das
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) im Urteil vom 28. April 1999 (Aktenzeichen: 1
BvL 22/95, 1 BvL 34/95) bezogen auf ZeitrÃ¤ume vor dem 01. Juli 1993 festgestellt
hat. An diese Entscheidung des BVerfG ist der Senat nach Â§ 31 Abs. 1 Gesetz
Ã¼ber das Bundesverfassungsgericht (BVerfGG) gebunden.

Soweit daher der KlÃ¤ger die Aufhebung der Feststellung, dass die tatbestandlichen
Voraussetzungen des Â§ 6 Abs. 2 AAÃ�G fÃ¼r die Begrenzung von Arbeitsentgelten
vorliegen, fÃ¼r einen Zeitraum vor dem 01. Juli 1993 begehrt, hat seine Berufung
keinen Erfolg.

Der Beklagte hat allerdings in Ã�berschreitung seiner durch Â§ 8 Abs. 1 SÃ¤tze 1
und 2, Abs. 2 AAÃ�G eingerÃ¤umten Kompetenz mit dem Bescheid vom 12. August
1994 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 23. November 1994 eine
Regelung dahingehend getroffen, dass die dort als Entgelt nach dem AAÃ�G
ausgewiesenen Arbeitsentgelte verbindlich sind. Die auf Beseitigung dieses
Verwaltungsaktes gerichtete Anfechtungsklage ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet.

Der VersorgungstrÃ¤ger hat in einem der Rentenfeststellung vorgelagerten, dem
Vormerkungsverfahren nach Â§ 149 Abs. 5 SGB VI Ã¤hnlichen Verfahren lediglich
einzelne Daten (Tatsachen) in einer Vielzahl von Verwaltungsakten verbindlich
festzustellen, die fÃ¼r den RentenversicherungstrÃ¤ger von Bedeutung sein
kÃ¶nnen. Dies sind jedoch allein die Daten Ã¼ber a) Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zu
einem Versorgungssystem, b) die HÃ¶he des aus der vom Versorgungssystem
erfassten BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit tatsÃ¤chlich erzielten Arbeitsentgelts
oder Arbeitseinkommens, c) die tatsÃ¤chlichen Voraussetzungen dafÃ¼r, ob die
Anwendung einer niedrigeren als der regelmÃ¤Ã�igen Beitragsbemessungsgrenze
in Betracht kommt (Â§Â§ 6 und 7 AAÃ�G) und d) in den FÃ¤llen des Â§ 8 Abs. 1 Satz
3 AAÃ�G die Feststellung von Arbeitsausfalltagen. Der VersorgungstrÃ¤ger hat
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hingegen nicht die Befugnis, Arbeitsentgelte in Form von JahreshÃ¶chstwerten, sei
es die allgemeine Beitragsbemessungsgrenze nach Anlage 3 (vgl. BSG SozR 3-8570
Â§ 8 Nr. 2) oder die besondere Beitragsbemessungsgrenze nach Anlage 6 AAÃ�G
(vgl. BSG SozR 3-8570 Â§ 8 Nr. 7), verbindlich festzustellen. Zu letztgenannter
besonderer Beitragsbemessungsgrenze zÃ¤hlt auch die Grenze, die sich aus Â§ 6
Abs. 2 AAÃ�G ergibt.

Dies folgt unmittelbar aus dem Wortlaut des Â§ 8 Abs. 2 AAÃ�G. Dort wird zwischen
dem tatsÃ¤chlich erzielten "Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen" einerseits und
den sich nach Anwendung von Â§Â§ 6 Abs. 2 und 3 sowie 7 AAÃ�G ergebenden
"Daten" andererseits unterschieden. Daraus kann allein die Schlussfolgerung
gezogen werden, dass â�� insbesondere entgegen dem Urteil des Sozialgerichts
Berlin vom 02. Juni 2003, S 18 RA 4760/02 â�� im Rahmen der Â§Â§ 6 Abs. 2 und 3
und 7 AAÃ�G gerade keine (begrenzten) Arbeitsentgelte oder Arbeitseinkommen,
sondern lediglich die Daten festzustellen sind, aus denen der
RentenversicherungstrÃ¤ger die maÃ�gebenden zugrunde zu legenden
Arbeitsentgelte oder Arbeitseinkommen erkennen kann. FÃ¼r eine gesonderte
Feststellung von Arbeitsentgelten oder Arbeitseinkommen besteht auch kein
BedÃ¼rfnis, denn aus der verbindlichen Mitteilung der insoweit nach Â§ 6 Abs. 2
AAÃ�G rechtserheblichen Daten folgt gesetzesunmittelbar das vom
RentenversicherungstrÃ¤ger aus einer BeschÃ¤ftigung hÃ¶chstens zugrunde zu
legende Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen, das er ohne Weiteres der (den)
Anlage(n) bzw. dem Gesetz entnehmen kann.

Soweit der VersorgungstrÃ¤ger in einem Bescheid nach Â§ 8 Abs. 2 AAÃ�G
begrenzte Arbeitsentgelte oder Arbeitseinkommen ausweist, handelt es sich somit
grundsÃ¤tzlich um Mitteilungen, also keine Verwaltungsakte (BSG SozR 3-8570 Â§ 8
Nr. 7).

Ob im konkreten Fall die ErklÃ¤rung einer BehÃ¶rde als Verwaltungsakt zu
qualifizieren ist, ist allerdings unter entsprechender Anwendung der GrundsÃ¤tze
Ã¼ber die Auslegung von WillenserklÃ¤rungen zu beurteilen. Danach kommt es
nicht maÃ�geblich darauf an, von welcher Vorstellung die BehÃ¶rde ausgegangen
ist. Wesentlich ist vielmehr, welcher objektive Sinngehalt der ErklÃ¤rung zukommt,
wie also der EmpfÃ¤nger die ErklÃ¤rung bei verstÃ¤ndiger WÃ¼rdigung nach den
UmstÃ¤nden des Einzelfalles objektiv verstehen musste (vgl. von Wulffen-
Engelmann, SGB X , 4. Auflage, Â§ 31 Rdnrn. 25 und 26 unter Hinweis insbesondere
auf BSG SozR 3-1300 Â§ 50 Nr. 13).

Davon ausgehend erweist sich die Angabe des als "Entgelt nach AAÃ�G"
bezeichneten Arbeitsentgeltes im Bescheid vom 12. August 1994 nicht lediglich als
Hinweis, sondern als Regelung.

Dies folgt daraus, dass dort zum einen davon gesprochen wird, dass das
tatsÃ¤chliche Entgelt fÃ¼r die genannten ZeitrÃ¤ume zu begrenzen ist, und zum
anderen dargelegt wird, dass der RentenversicherungstrÃ¤ger an die in diesem
Bescheid getroffenen Feststellungen gebunden ist. Angesichts dessen musste ein
objektiver EmpfÃ¤nger des Bescheides vom 12. August 1994 ohne Weiteres davon
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ausgehen, dass das PolizeiprÃ¤sidium Frankfurt (Oder) eine verbindliche
Festsetzung auch hinsichtlich des "Entgelts nach AAÃ�G" vorgenommen hat.

Da der Beklagte insoweit jedoch seine Kompetenz Ã¼berschritten hat, ist der
Bescheid vom 12. August 1994 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 23.
November 1994 in diesem Umfang aufzuheben.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) und
entspricht dem Ergebnis des Rechtsstreits. Das Anerkenntnis des Beklagten vom
19. Juni 2003, die auÃ�ergerichtlichen Kosten zur HÃ¤lfte zu Ã¼bernehmen, wird
dem nicht gerecht. Wird auf den frÃ¼hestmÃ¶glichen Zeitpunkt abgestellt, zu dem
eine Rente auf der Grundlage des so genannten Ã�berfÃ¼hrungsbescheides neu zu
berechnen ist, nÃ¤mlich den 01. Juli 1990 (Â§ 307 b Abs. 2 Satz 1 SGB VI), die Dauer
der an die Berechtigte gezahlte Rente bis zu November 2001 berÃ¼cksichtigt und
dazu der Zeitpunkt des 01. Juli 1993 ins VerhÃ¤ltnis gesetzt, wird offenkundig, dass
ein Ã¼berwiegender Erfolg eingetreten ist. Dieser belÃ¤uft sich auf ca. sieben
Zehntel des Gesamtzeitraums. Zu berÃ¼cksichtigen ist auÃ�erdem, dass der
KlÃ¤ger auch wegen der KompetenzÃ¼berschreitung des Beklagten erfolgreich
gewesen ist. Der Senat hat deswegen die Quote des Obsiegens angemessen
erhÃ¶ht.

Die Revision ist nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen hierfÃ¼r (Â§ 160 Abs. 2
Nrn. 1 und 2 SGG) nicht vorliegen.

Erstellt am: 16.01.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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